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Änderung des Gesellschaftsvertrages der MÜNSTERLAND NETZBETEILIGUNGS-VERWALTUNGS GMBH 
vor dem Hintergrund geänderter GO NRW und CSRD-Richtlinie 

 

 
Wortlaut des aktuell gültigen Vertrags 
 

 
Änderungen 

 
Zielwortlaut 
 

Ziff. 6 (i): 
 
Wahl des Abschlussprüfers 

Ziff. 6 (i): 
 
Wahl des Abschlussprüfers, sofern dieser in 
entsprechender Anwendung der Vorschriften 
des Dritten Buches des Handelsgesetzbuches 
zu benennen ist 

Ziff. 6 (i): 
 
Wahl des Abschlussprüfers, sofern dieser in 
entsprechender Anwendung der Vorschriften 
des Dritten Buches des Handelsgesetzbuches 
zu benennen ist 
 

Ziff. 10.1: 
 
Der Jahresabschluss und der Lagebericht sind 
von der Geschäftsführung entsprechend den 
Vorschriften des Dritten Buches des 
Handelsgesetzbuches für große 
Kapitalgesellschaften aufzustellen. In dem 
Lagebericht ist auf die Einhaltung der 
öffentlichen Zwecksetzung und die 
Zweckerreichung entsprechend § 108 Abs. 2 
Ziffer 2 GO NW einzugehen. Die Gesellschaft 
weist im Anhang zum Jahresabschluss die 
Angaben gem. § 108 Abs. 1 S. 1 Nr. 9 GO 
NRW aus. Dies gilt erstmals für den Anhang 
des Jahresabschlusses für das Geschäftsjahr 
2015. 
 

Ziff. 10.1: 
 
Der Jahresabschluss und der etwaige 
Lagebericht sind von der Geschäftsführung 
entsprechend den Vorschriften des Dritten 
Buches des Handelsgesetzbuches für große 
Kapitalgesellschaften aufzustellen. In dem 
etwaigen Lagebericht, sofern dieser in 
entsprechender Anwendung der Vorschriften 
des Dritten Buches des Handelsgesetzbuches 
zu erstellen ist, ist auf die Einhaltung der 
öffentlichen Zwecksetzung und die 
Zweckerreichung entsprechend § 108 Abs. 2 
Ziffer 2 GO NW einzugehen. Die Gesellschaft 
weist im Anhang zum Jahresabschluss die 
Angaben gem. § 108 Abs. 1 S. 1 Nr. 9 GO 
NRW aus. Dies gilt erstmals für den Anhang 
des Jahresabschlusses für das Geschäftsjahr 
2015. 
 

Ziff. 10.1: 
 
Der Jahresabschluss und der etwaige 
Lagebericht sind von der Geschäftsführung 
entsprechend den Vorschriften des Dritten 
Buches des Handelsgesetzbuches für 
Kapitalgesellschaften aufzustellen. In dem 
etwaigen Lagebericht, sofern dieser in 
entsprechender Anwendung der Vorschriften 
des Dritten Buches des Handelsgesetzbuches 
zu erstellen ist, ist auf die Einhaltung der 
öffentlichen Zwecksetzung und die 
Zweckerreichung entsprechend § 108 Abs. 2 
Ziffer 2 GO NW einzugehen. 
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Ziff. 10.2: 
 
Der Jahresabschluss und der Lagebericht sind 
vor der Feststellung des Jahresabschlusses 
nach den handelsrechtlichen Vorschriften 
durch einen/eine Wirtschaftsprüfer/-in bzw. 
durch eine Wirtschaftsprüfungsgesellschaft zu 
prüfen. Der/die Abschlussprüfer/-in hat auch 
die Prüfung nach § 53 des 
Haushaltsgrundsätzegesetzes (HGrG) 
vorzunehmen. 

Ziff. 10.2: 
 
Der Jahresabschluss und der Lagebericht, 
sofern dieser in entsprechender Anwendung 
der Vorschriften des Dritten Buches des 
Handelsgesetzbuches zu erstellen ist, werden 
nur dann einer externen Prüfung durch 
einen/eine Wirtschaftsprüfer/-in bzw. durch 
eine Wirtschaftsprüfungsgesellschaft 
unterzogen, wenn dies in entsprechender 
Anwendung der Vorschriften des Dritten 
Buches des Handelsgesetzbuches notwendig 
ist. sind vor der Feststellung des 
Jahresabschlusses nach den 
handelsrechtlichen Vorschriften durch 
einen/eine Wirtschaftsprüfer/-in bzw. durch 
eine Wirtschaftsprüfungsgesellschaft zu 
prüfen. Der/die Abschlussprüfer/-in hat auch 
die Prüfung nach § 53 des 
Haushaltsgrundsätzegesetzes (HGrG) 
vorzunehmen. Die in § 112 GO NW 
aufgeführten Informations- und 
Prüfungsrechte gem. 
Haushaltsgrundsätzegesetz bleiben 
unberührt. 
 
 

Ziff. 10.2: 
 
Der Jahresabschluss und der Lagebericht, 
sofern dieser in entsprechender Anwendung 
der Vorschriften des Dritten Buches des 
Handelsgesetzbuches zu erstellen ist, werden 
nur dann einer externen Prüfung durch 
einen/eine Wirtschaftsprüfer/-in bzw. durch 
eine Wirtschaftsprüfungsgesellschaft 
unterzogen, wenn dies in entsprechender 
Anwendung der Vorschriften des Dritten 
Buches des Handelsgesetzbuches notwendig 
ist. Die in § 112 GO NW aufgeführten 
Informations- und Prüfungsrechte gem. 
Haushaltsgrundsätzegesetz bleiben unberührt 

Ziff. 10.3: 
 
Die Gesellschafterversammlung hat innerhalb 
von acht Monaten nach Abschluss des 
Geschäftsjahres über die Feststellung des 
Jahresabschlusses und die 
Ergebnisverwendung zu beschließen. 
 

Ziff. 10.3: 
 
Die Gesellschafterversammlung hat innerhalb 
von acht elf Monaten nach Abschluss des 
Geschäftsjahres über die Feststellung des 
Jahresabschlusses und die 
Ergebnisverwendung zu beschließen. 

Ziff. 10.3: 
 
Die Gesellschafterversammlung hat innerhalb 
von elf Monaten nach Abschluss des 
Geschäftsjahres über die Feststellung des 
Jahresabschlusses und die 
Ergebnisverwendung zu beschließen. 
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Ziff. 11: 
 
Die Offenlegung des Jahresabschlusses und 
des Lageberichtes richtet sich nach den 
maßgeblichen Vorschriften des Dritten Buches 
des Handelsgesetzbuches. Darüber hinaus ist 
die Feststellung des Jahresabschlusses, die 
Verwendung des Ergebnisses sowie das 
Ergebnis der Prüfung des Jahresabschlusses 
und des Lageberichts unbeschadet der 
bestehenden gesetzlichen 
Offenlegungspflichten ortsüblich bekannt zu 
machen, gleichzeitig ist der Jahresabschluss 
und der Lagebericht auszulegen und in der 
Bekanntmachung ist auf die Auslegung 
hinzuweisen. 

Ziff. 11: 
 
Die Offenlegung des Jahresabschlusses und 
des etwaigen Lageberichtes richtet sich nach 
den maßgeblichen Vorschriften des Dritten 
Buches des Handelsgesetzbuches. Darüber 
hinaus ist die Feststellung des 
Jahresabschlusses, die Verwendung des 
Ergebnisses sowie das Ergebnis der Prüfung 
des Jahresabschlusses und des Lageberichts 
unbeschadet der bestehenden gesetzlichen 
Offenlegungspflichten ortsüblich bekannt zu 
machen, gleichzeitig ist der Jahresabschluss 
und der Lagebericht auszulegen und in der 
Bekanntmachung ist auf die Auslegung 
hinzuweisen. 
 

Ziff. 11: 
 
Die Offenlegung des Jahresabschlusses und 
des etwaigen Lageberichtes richtet sich nach 
den maßgeblichen Vorschriften des Dritten 
Buches des Handelsgesetzbuches. Darüber 
hinaus ist die Feststellung des 
Jahresabschlusses, die Verwendung des 
Ergebnisses sowie das Ergebnis der Prüfung 
des Jahresabschlusses und des Lageberichts 
unbeschadet der bestehenden gesetzlichen 
Offenlegungspflichten ortsüblich bekannt zu 
machen, gleichzeitig ist der Jahresabschluss 
und der Lagebericht auszulegen und in der 
Bekanntmachung ist auf die Auslegung 
hinzuweisen. 

 


